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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Dezember 1967 

III A/3 — 21616 — 6111/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wirtschaftssicherstellungs- 
gesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 316. Sitzung am 10. November 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Sicherstellung von Leistun- 
gen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 
sowie des Geld- und Kapitalverkehrs (Wirtschafts- 
sicherstellungsgesetz) vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 920) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Maßnahmen zur Sicherstellung 

(1) Um die für Zwecke der Verteidigung, ins- 
besondere zur Deckung des Bedarfs der Zivil- 
bevölkerung und der Streitkräfte erforderliche 
Versorgung mit Gütern und Leistungen sicher- 
zustellen, können durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften erlassen werden über 

1. die Gewinnung und Herstellung von 
Waren der gewerblichen Wirtschaft, 

2. die Bearbeitung, die Verarbeitung, 
die Zuteilung, die Lieferung, den 
Bezug und die Verwendung 

a) von Waren der gewerblichen 
Wirtschaft, 

b) von Erzeugnissen der Ernährungs- 
und Landwirtschaft, die ausschließ- 
lich zur Herstellung von Waren 
der gewerblichen Wirtschaft die- 
nen oder zu diesem Zweck von 
den nach dem Gesetz über die 
Sicherstellung der Versorgung mit 
Erzeugnissen der Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- 
und Holzwirtschaft zuständigen 
Behörden freigegeben worden 
sind, 

3. die Verarbeitung und die gewerbliche 
Verwendung von Erzeugnissen der 
Forst- und Holzwirtschaft sowie die 
Zuteilung und den Bezug solcher Er- 
zeugnisse zum Zweck der Verarbei- 
tung oder gewerblichen Verwendung, 

4. die Erzeugung, die Weiterleitung, die 
Umwandlung, die Umspannung, die 
Zuteilung, die Abgabe, den Bezug und 
die Verwendung von elektrischer 
Energie, 


5. Werkleistungen von Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft zu In- 
standsetzungen aller Art sowie zur 
Instandhaltung, Herstellung und Ver- 
änderung von Bauwerken und tech- 
nischen Anlagen, 

6. die Weiterleitung von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft in Rohrleitun- 
gen, 

7. die Instandhaltung, die Abgabe, die 
Verbringung und die Verwendung von 
Produktionsmitteln der gewerblichen 
Wirtschaft, 

8. die Fertigung in Betrieben der ge- 
werblichen Wirtschaft. 

Waren der gewerblichen Wirtschaft im Sinne 
des Satzes 1 sind auch Rohtabak, Tabakerzeug- 
nisse, Kaffee- sowie Kaffeemittel und Kaffee- 
Essenzen mit einem Gehalt an Kaffee oder 
Koffein. 

(2) Um die für Zwecke der Verteidigung, 
insbesondere zur Deckung des Bedarfs der 
Zivilbevölkerung und der Streitkräfte erforder- 
liche Versorgung mit Geld und Kredit sicherzu- 
stellen, können durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften erlassen werden über 

1. die Vornahme von Bank- und Börsen- 
geschäften durch Kreditinstitute und 
die Geschäftstätigkeit an den Wert- 
papierbörsen, 

2. die vorübergehende Schließung von 
Kreditinstituten und Wertpapier- 
börsen." 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Rechtsverordnungen nach § 1 dürfen nur 
erlassen werden, wenn 

1. der Eintritt des Zustandes äußerer 
Gefahr festgestellt ist oder als fest- 
gestellt gilt (Artikel 115 a des Grund- 
gesetzes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feind- 
seligkeiten gegen die Bundesrepublik 
eröffnet hat oder 

3. die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Gemeinsamen Ausschusses fest- 
gestellt hat, daß dies zur Herstellung 
der erhöhten Verteidigungsbereit- 
schaft oder zum Schutz der Zivil- 
bevölkerung unerläßlich ist; die Bun- 
desregierung hat die Feststellung auf- 
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zuheben, wenn die Voraussetzungen 
hierfür entfallen oder wenn der Bun- 
destag und der Bundesrat es ver- 
langen," 

3. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Unabhängig von dem Vorliegen einer der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 dürfen im 
Rahmen der Vorbereitung auf einen Verteidi- 
gungsfall Rechtsverordnungen nach § 1 nur er- 
lassen werden, soweit sie 

1. Vorschriften über die Herstellung, die 
Zuteilung, die Lieferung oder den 
Bezug einzelner Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft oder über Werk- 
leistungen von Unternehmen der ge- 
werblichen Wirtschaft zum Gegen- 
stand haben und 

2. die bevorzugte Bedarfsdeckung öffent- 
licher Auftraggeber zur Herstellung 
der Verteidigungsbereitschaft be- 
zwecken." 

4. § 2 Abs. 1 wird § 2 Abs. 3 und erhält die Ein- 
leitungsworte: „Rechtsverordnungen nach § 1 
dürfen ferner nur erlassen werden". 

5. § 2 Abs. 3 wird § 2 Abs. 4. 

6. In § 4 Abs. 1 sind die Worte: „§ 2 Abs. 3" 
durch die Worte „2 Abs. 4" zu ersetzen. 

7. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 3 
und 4 erläßt der Bundesminister für Wirtschaft, 
wenn eine der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
vorliegt. 


Er kann diese Befugnis durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. auf das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft, 

2. auf die Landesregierungen, auch mit 
der Ermächtigung zur Weiterübertra- 
gung der Befugnis, 

übertragen." 

8. § 5 Abs. 3 entfällt. 

9. In § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 1 und § 8 Abs. 4 werden 
die Worte „§ 5 Abs. 2" durch die Worte „§ 2 
Abs. 1" ersetzt. 

* 

10. In § 7 Abs. 3 werden die V/orte „§ 5 Abs. 3" 
durch die Worte „§ 5 Abs. 2 Satz 2" ersetzt. 

11. §§ 14 bis 18 entfallen. 

12. § 19 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Wirt- 
schaftsbehörden des Bundes und der Länder 
zur Vorbereitung der auf Grund der §§ 1, 3 
und 4 zu erlassenden Rechtsverordnungen." 

13. In §§ 23 und 29 Abs. 1 Nr. 2 erster Halbsatz 
werden die Worte „4 oder 14" durch die Worte 
„oder 4" ersetzt. 

14. § 32 entfällt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


L 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Absichtserklä- 
rung vom 10. März 1967 die Vorlage eines Ände- 
rungsgesetzes zu den einfachen Notstandsgesetzen 
mit dem Ziel in Aussicht gestellt, die bestehenden 
Eingriffsmöglichkeiten der Exekutive zu beschrän- 
ken, die Belastung der Wirtschaft herabzusetzen und 
die Mitwirkung des Parlaments bei den in den 
Gesetzen vorgesehenen Feststellungen sicherzustel- 
len. , 

Mit dem Entwurf ist versucht worden, dieser Ab- 
sichtserklärung zu entsprechen. Er bedeutet eine 
strukturelle Änderung des bisherigen Gesetzes- 
au fb aus. 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 

11 . 

Einschränkung der Ermächtigungen 

Diese strukturelle Änderung besteht einmal darin, 
daß die Ermächtigungen der Bundesregierung bzw. 
des Bundeswirtschaftsministers nach § 1 (Ermäch- 
tigungskatalog) insgesamt an die Voraussetzungen 
des § 2 Äbs. 1 gebunden werden, die bisher (als 
§ 5 Abs. 2) nur formelle Bedeutung hatten (auto- 
matischer Übergang der Verordnungsbefugnis von 
der Bundesregierung auf den Bundeswirtschafts- 
minister). Eine Ausnahme von dieser Bindung an die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 bildet lediglich 
eine beschränkte Verordnimgsermächtigung zur be- 
vorzugten Bedarfsdeckung öffentlicher Auftraggeber 
zwecks Herstellung der Verteidigungsbereitschaft 
(§2 Abs. 2). 

Diese Änderung wurde vorgenommen, um dem 
politischen Wunsch einer möglichst weitgehenden 
Einschränkung der Verordnungsermächtigung der 
Exekutive zu entsprechen. Der Überlegung, daß da- 
durch der Bundesregierung in einer Spannungszeit 
praktisch die Hände gebunden seien, um dann schon 
sich abzeichnenden allgemeinen Versorgungsschwie- 
rigkeiten entgegenzuwirken, war der Gedanke 
gegenüberzustellen, daß eine Entscheidung des 
Gemeinsamen Ausschusses so zeitgerecht getroffen 
werden müsse und könne, daß dann die notwendi- 
gen Maßnahmen der Exekutive rechtzeitig anlaufen 
können. 

In dem vorliegenden Änderungsentwurf ist ferner 
auf die Regelung einer Sicherstellung in der Ver- 
sorgungskrise verzichtet worden. Das heißt, daß die 
§§ 14 bis 18 entfallen. Das bedeutet nicht, daß damit 
der Gedanke einer solchen Vorsorge außer acht 
gelassen wird. Das zentrale Anliegen einer Ver- 
meidung von Versorgungskrisen ist die ausrei- 
chende Bevorratung der Wirtschaft mit lebensnot- 
wendigen Gütern. Die notwendige Vorsorge in die- 


ser Richtung zu treffen, ist eine besondere Aufgabe, 
deren Lösung auf anderen geeigneten Wegen zu 
suchen ist. Es wird im übrigen davon auszugehen 
sein, daß sonstige im Zusammenhang mit einer Ver- 
sorgungskrise auftretende Schwierigkeiten sich ohne 
die Schaffung einer speziellen gesetzlichen Rahmen- 
regelung durch eine Zusammenarbeit aller in Be- 
tracht kommenden Stellen beheben lassen. 

Belastung der Wirtschaft 

Das Gesetz greift als Rahmengesetz — abgesehen 
von der Begründung einer begrenzten Auskunfts- 
pflicht und der Statuierung von Strafnormen — nicht 
in die Rechtssphäre des Staatsbürgers ein. Es ver- 
ursacht daher auch keine unmittelbare Belastung 
der Wirtschaft. Eine solche kann erst dann entste- 
hen, wenn von den Ermächtigungen des Gesetzes 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen Gebrauch ge- 
macht wird. Hierbei sind drei Fälle denkbar: 

1. Ganz allgemein wird man davon auszugehen 
haben, daß die der gesamten Volkswirtschaft 
durch Funktionsstörungen des Wirtschaftsablaufs 
entstehenden Schäden schon in der Situation 
eines nur drohenden Verteidigungsfalles sehr 
groß sein werden, wie sich aus der Übung 
FALLEX 66 deutlich ergab. Da es unmöglich ist, 
den Umfang der daraus resultierenden kosten- 
mäßigen Belastung der Wirtschaft irgendwie vor- 
auszusehen und durch eine Verteilung der Ko- 
sten vorweg zu regeln, bleibt nur der Weg, die 
Bestimmungen über eine Entschädigung in Ent- 
eignungsfällen und über einen Härteausgleich 
— wie geschehen — in das Gesetz aufzunehmen. 

2. Rechtsverordnungen über die Begründung von 
Buchführungs- und Meldepflichten, die sich im 
übrigen auf eine geringe Anzahl wichtiger Tat- 
bestände beschränken werden, dürften — wenn 
überhaupt — nur zu einer unwesentlichen Ko- 
stenbelastung der Wirtschaft führen. 

3. Die Belastung der Wirtschaft durch etwaige 
Bevorratungsverordnungen wird zunächst ganz 
allgemein durch die Bestimmungen des § 4 in 
Grenzen gehalten. Diese tragen dem Grundsatz 
Rechnung, daß eine angemessene Vorratshaltung 
im eigenen Interesse und in eigener Verantwor- 
tung der Wirtschaft liegt. Wenn es sich allerdings 
als zweckmäßig erweisen sollte, in Vorsorge auf 
einen Verteidigungsfall die Bevorratung mit be- 
sonders wichtigen Gütern der gewerblichen Wirt- 
schaft über den durch § 4 als zumutbar umgrenz- 
ten Rahmen zu sichern, so werden dazu den 
gegebenen Umständen jeweils anzupassende 
Wege zu beschreiten sein, um auch dann die 
Belastung der Wirtschaft in möglichst engen 
Grenzen zu halten. 
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Einschaltung des Parlaments 

Der Absicht, die Einschaltung des Parlaments bei 
den im Gesetz vorgesehenen Feststellungen sicher- 
zustellen, ist in § 2 Abs. 1 des Entwurfs Rechnung 
getragen. 

IIL 

Im einzelnen ist zu Artikel 1 des Entwurfs folgendes 
zu bemerken: 

Zu Nummer 1 

Um die durch das Gesetz eröffneten Eingriffsmög- 
lichkeiten der Exekutive auf den Rahmen zu be- 
schränken, der sich durch die Erfahrungen insbeson- 
dere der letzten FALLEX-Ubungen als praktikabel, 
aber auch als unbedingt notwendig erwiesen hat, 
sind in Nummer 2 die Worte „die Verpackung" und 
„die Kennzeichnung", in Nummer 4 die Worte „die 
Herstellung" gestrichen, Nummer 6 und Nummer 7 
zusammengefaßt, Nummer 10 gestrichen und in 
Abs. 2 Nr. 2 das Wort „vorübergehend" eingefügt 
worden. Die Nummernfolge ist nach dem Gewicht 
der Eingriffsmöglichkeiten umgeordnet worden. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift bedeutet eine wesentliche Einschrän- 
kung der in § 1 geregelten Ermächtigungen, indem 
sie die Anwendbarkeit der dort eröffneten Eingriffs- 
möglichkeiten entweder von dem Beginn kriege- 
rischer Auseinandersetzungen oder von der Mitwir- 
kung des Parlaments abhängig macht. 

Die Einschaltung des Parlaments in die im Gesetz 
vorgesehenen Feststellungen (§ 2 Abs. 1 und § 5 
Abs. 2) entspricht der im Entwurf eines Gesetzes zur 
Ergänzung des Grundgesetzes getroffenen Regelung, 

Zu Nummer 3 

Die Neufassung des § 2 Abs. 2 übernimmt die bis- 
her geltende Regelung. Sie paßt die alte Bestim- 


i mung der Tatsache an, daß die Verordnungsbefug- 
nis der Exekutive nach § 1 in ihrer Gesamtheit an 
die in § 2 Abs. 1 des Entwurfs geregelten Voraus- 
setzungen gebunden ist. Die Streichung der Worte 
„zum Zwecke der Instandsetzung" und die dadurch 
bedingte Ausdehnung der Verordnungsbefugnis auf 
alle in § 1 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs angesproche- 
nen Werkleistungen dient der Korrektur eines Ver- 
sehens, das bei Konzipierung von § 2 Abs. 2 des 
Gesetzes im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens 
unterlaufen ist und das in seiner Auswirkung den 
sich aus praktischen Erfahrungen ergebenden Not- 
wendigkeiten nicht gerecht wird. 

Zu Nummern 4, 5, 6, 9, 12 und 13 

Diese gesetzestechnischen Änderungen sind eine 
Folge der in § 2 Abs. 1 getroffenen Regelung, einer 
Aufgliederung von § 2 in vier Absätze und des Ent- 
falls der §§ 14 bis 18. 

Zu Nummer 7 

Die Neufassung von § 5 Abs. 2 Satz 1 beruht auf der 
in § 2 Abs. 1 getroffenen Regelung. Satz 2 bindet die 
Delegationsbefugnis des Bundesministers für Wirt- 
schaft an das Vorliegen einer der Voraussetzungen 
von § 2 Abs. 1. 

Zu Nummer 8 

§ 5 Abs. 3 des Gesetzes ist durch § 5 Abs. 2 Satz 2 
des Entwurfs gegenstandslos geworden. 

Zu Nummer 10 

Die Notwendigkeit dieser gesetzestechnischen Än- 
derung ist eine Folge des Fortfalls von § 5 Abs. 3. 

Zu Nummer 14 

§ 32 ist durch die Streichung der §§ 14 bis 18 gegen- 
standslos geworden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Ausgestaltung der Feststellungsbefugnisse 
der Bundesregierung nach dem neuen § 2 Abs. 1 
Nr. 3 Wirtschaftssicherstellungsgesetz, § 2 Abs, 3 
Nr. 3 Ernährungssicherstellungsgesetz, § 2 Abs. 3 
Nr. 3 und § 15 Abs. 4 Nr. 2 Verkehrssicherstel- 
lungsgesetz hängt davon ab, in welcher Fassung 
der von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Artikel 53 a Abs. 3 und 4 GG (vgl, Drucksache 
V/1879) verabschiedet wird. Eine abschließende 
Stellungnahme zu den genannten Vorschriften ist 
deshalb noch nicht möglich. 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist zu prü- 
fen, ob die Voraussetzungen für die Feststel- 
lungsbefugnisse der Bundesregierung in allen 
Sicherstellungsgesetzen gleichartig auszugestal- 
ten sind. 

Ferner sollte geprüft werden, ob § 2 Abs. 1 Nr. 2 
unter Berücksichtigung des § 2 Abs, 1 Nr. 1 in 
Verbindung mit dem neu einzuführenden Artikel 
115 a GG in dieser Fassung erforderlich ist. 

2. Artikel 1 Nr. 1 

In § 1 Abs. 1 Nr. 7 sind vor den Worten „die 
Instandhaltung" die Worte „die Herstellung," 
einzufügen. 

Begründung 

Es muß die Möglichkeit bestehen, bei lebens- und 
verteidigungswichtiger Bedeutung der Anlage 
durch eine entsprechende Auflage auf Grund 
einer Rechtsverordnung nach § 1 Abs. 1 Nr. 7 
auch zur Herstellung von Produktionsmitteln 
verpflichten zu können. 


3. Artikel 1 Nr. 3 

In § 2 Abs. 2 Nr. 2 sind nach dem Wort „Auf- 
traggeber" die Worte „und privater Auftragge- 
ber mit öffentlichen Versorgungsaufgaben" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Es ist erforderlich, auch private Auftraggeber mit 
öffentlichen Versorgungsaufgaben in die Vorbe- 
reitungsmaßnahmen mit einzubeziehen. Es kann 
nicht allein auf öffentliche Auftraggeber abge- 
stellt werden, weil Versorgungsunternehmen oft 
in der Form von Gesellschaften des Handels- 
rechts betrieben werden. 

4. Nach Artikel 1 

Nach Artikel 1 ist der nachstehende Artikel 1 a 
einzufügen: 

„Artikel 1 a 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über die 
Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet 
der gewerblichen Wirtschaft sowie des Geld- und 
Kapitalverkehrs in der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Fassung neu bekanntzumachen. Er 
kann dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts be- 
reinigen und die Paragraphenfolge ändern." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung und Anpassung an die 
Entwürfe des Ernährungssicherstellungsgesetzes 
und des Verkehrssicherstellungsgesetzes. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. Absätze 2 und 3 

Die Bundesregierung wird die beiden Fragen erneut 
prüfen. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu 3. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die vorgeschlagene Erweiterung der Ausnahmere- 
gelung des § 2 Abs. 2 widerspricht der Absicht der 
Bundesregierung, die Ermächtigung der Exekutive 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen auf dem Gebiet 
der gewerblichen Wirtschaft an die Mitwirkung der 
gesetzgebenden Körperschaften zu binden und Aus- 
nahmen von diesem Grundsatz in möglichst engen 
Grenzen zu halten. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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